Beglaubigte Abschrift

Landgericht Niirnberg-Fiirth

Az.:. 3 HKO 6524/24

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Rechtsstreit

Deutsche Umwelthilfe e.V., vertreten durch d. Vorstand, Fritz-Reichle-Ring 4, 78315 Radolfzell
- Klager -

Prozessbevollmachtigte:
Rechtsanwalte Geulen & Klinger, Schaperstrale 15, 10719 Berlin

gegen

- Beklagte -

Prozessbevollmachtigte:

wegen Unterlassung

erlasst das Landgericht Nurnberg-Furth - 3. Kammer fiir Handelssachen - durch den Vorsitzen-
den Richter am Landgericht || il auforund der mindlichen Verhandlung vom 11.03.2025

folgendes

Endurteil

—

Die Beklagte wird verurteilt, es bei Vermeidung eines vom Gericht fur jeden Fall der Zuwi-
derhandlung festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 Euro, ersatzweise Ord-
nungshaft, oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, letztere zu vollziehen an den jeweils

verantwortlichen Vorstandsvorsitzenden der Beklagten, zu unterlassen, mit der Aussage

,Bis zum Jahr 2050 werden wir klimaneutral sein: adidas verpflichtet sich zu einer
Reihe ehrgeiziger Ziele, die den Weg zu Klimaneutralitdt entlang unserer gesamten

Wertschdpfungskette 2050 ebnen werden.*,
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zu werben, wenn dies wie folgt:

UNSERE ZIELE FUR 2025 UND DARUBER HINAUS

Wir haben ginen klaren Plan, mit klar definierten Zislen fur 2025 und daruber hinaus. Diese Zisle
fokussieren sich auf jene Themen, die am wesentlichsten fir unser Geschilt und unsers
Anspruchsgruppen sind. Dazu zahlen:

+ Bis zum Jahr 2025 werden neun von rehn adidas Artikeln nachhaltig sein: Wir verschieben die
Grenzen unseres nachhaltigen Angebots immer weiter, damit die Konsument®innen aus einem
einzigartigen und umfassenden Angebot wihlen kinnen. Bis 2um Jahr 2025 werden neun von zehn
adidas Artikeln nachhaltig sein. Nachhaltig sind 1Ur uns Artikel, die aufgrund der verwendeten
Materialien Umweltvorteile gegeniber herkdmmlichen Artikeln haben, dh. - in erheblichemn Malle -
aus Skologisch bevorzugten Materialien hergestellt sind.

Bis zum Jahr 2050 werden wir klimaneutral sein: adidas verpilichtet sich zu siner Reihe
ehrgeiziger Ziele, die den Weg zu Klimaneutralitat entlang unserer gesamten
Wertschoplungskettebis 2030 ebnen werden, Bis 2025 werden wir die Treibhausgasemissionen pro
Produkt um 15 % [im Vergleich zu 2017] senken, sowie Klimaneutralitit [GHG| an unseren eigenen
Standorten erreichen, Wir werden aullerdem die absoluten Treibhausgasemissionen entlang
unserer gesamten Wertschaplungskette bis 2030 um 30 % [im Viergleich zu 2017] reduzieren. Dabei
hilft uns das Vorantreiben von Umweltprogrammen entlang unserer Wertschdplungskette in anger
Zusammenarbeit mit unseren Zulielerarn, der Einsatz innovativer Materialien und Technologien, die
wermehrte Nutzung erneverbarer Energien sowie die implementisrung von
EnergieeffizienmaBnahmen.

und wie folgt dokumentiert geschieht:
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UNSERE ZIELE FOR 2025 UND DARUBER HINALS

Wir hadsen einen kiaren Plan, mit Blar definierten Tieen far 3025 and daruker hinsus Diese Ziele
fokussieren sch auf jere Themen die am wesentlchaten fur unser Geschatt und unsers
Anspruchsgruppen sind. Dazu zahlen

= Bim aue Jahr 2035 werden raan von aehn adidas Artikeln nachhaltig seirg W versceben de
Grenzen unsenes nachhaltgen Angebats immer weiler, damit die Honsument®innen sus einem
esrzigartgen und umdassend en Angezat wihler konnen Bis zum Jakr 2025 werden neun won zehin
adidas Artikein nachhaltig sein. Nacshaltig sind fir uns Artkel, @e aulgrund der verwendeben
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Tubdr=mena bt mA uneeren Julielerssn der Einssts infevalves Miteralen und Technalesen, dis
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2. Die Beklagte wird verurteilt, an den Klager 280,78 € nebst Zinsen hieraus in Hohe von 5

Prozentpunkten Uber dem Basiszinssatz seit 05.12.2024 zu zahlen.
3. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

4. Das Urteil ist fir den Klager gegen Sicherheitsleistung in Héhe von 55.000,00 € vorlaufig

vollstreckbar.

Beschluss

Der Streitwert wird auf 50.000,00 € festgesetzt.

Tatbestand
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Die Parteien streiten um wettbewerbliche Anspriiche auf Grund einer AuBerung auf einer Internet-

seite der Beklagten.

Der Klager ist ein Verbraucherband, der in die Liste der klagefahigen Verbraucherverbande ge-
mal § 4 des UKIaG eingetragen ist und dessen Zweck unter anderem die Forderung der Ver-

braucheraufklarung ist. Die Beklagte ist ein Sportartikelhersteller.

Die Beklagte betrieb einen Onlineshop unter der Internetseite www.adidas.de. Daneben betrieb
die Beklagte die Internetseite www.adidas-group.com. Auf dieser Internetseite waren im oberen
Bereich insgesamt 6 ,Reiter® vorhanden, durch deren Anklicken weitere Informationen zu den
entsprechenden Themen angezeigt wurden. Einer dieser Reiter lautete ,Investoren®, unter dem
z.B. Informationen zum Finanzkalender, Finanzdaten, Geschaftsberichten verfigbar waren. Hin-

sichtlich der Gestaltung dieser Internetseite wird auf Anlage B2 Bezug genommen.

Am 23.07.2024 erklarte die Beklagte auf der Internetseite www.adidas-group.com unter dem Rei-
ter ,Nachhaltigkeit* unter der Uberschrift ,Unsere Ziele fir 2025 und dariber hinaus®, dass bis
zum Jahr 2025 neun von zehn ihrer Artikel nachhaltig sein werden und dass sie bis zum Jahr
2050 klimaneutral sein wird. Konkret lautet die Aussage hinsichtlich der Ziele fir das Jahr 2050

wie folgt (Anlage K1, dort BI. 8):

,Bis zum Jahr 2050 werden wir klimaneutral sein: adidas verpflichtet sich zu einer Reihe ehr-
geiziger Ziele, die den Weg zu Klimaneutralitat entlang unserer gesamten Wertschopfungs-
kette bis 2050 ebnen werden. Bis 2025 werden wir die Treibhausgasemissionen pro Produkt
um 15 % (im Vergleich zu 2017) senken, sowie Klimaneutralitdt (GHG) an unseren eigenen
Standorten erreichen. Wir werden aul3erdem die absoluten Treibhausgasemissionen entlang
unserer gesamten Wertschopfungskette bis 2030 um 30 % (im Vergleich zu 2017) reduzie-
ren. Dabei hilft uns das Vorantreiben von Umweltprogrammen entlang unserer Wertschop-
fungskette in enger Zusammenarbeit mit unseren Zulieferern, der Einsatz innovativer Materia-
lien und Technologien, die vermehrte Nutzung erneuerbarer Energien sowie die Implementie-

rung von Energieeffizienmallnahmen.”

Im Anschluss an diesen Text waren weitere Informationen Uber ,Ausklappmenus® bezuglich der
,Nachhaltigkeitsziele flr 2025 und daruber hinaus: Umweltauswirkungen® sowie der ,Nachhaltig-
keitsziele fur 2025: Soziale Auswirkungen® verflugbar. Darin erlauterte die Beklagte fir ihre Nach-

haltigkeitsziele fur das Jahr 2025 Teilziele fur einzelne Bereiche; z.B. legte sie dar, dass die Was-
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serverbrauchsintensitat im Vergleich zum Jahr 2019 um 15 % gesenkt werden solle, dass eine
Abfallvermeidungsquote von 95 % beabsichtigt sei und dass bei Zulieferbetrieben zu erneuerba-
ren Energien Ubergegangen werden solle. Fur die Zeit nach 2025 teilte die Beklagte das Ziel der
Reduktion der Treibhausgasemissionen um 30 % bis zum Jahr 2030 (im Vergleich zum Jahr
2017) und bis zum Jahr 2050 das Erreichen von Klimaneutralitat (GHG) mit. Die Beklagte machte
in diesen Ausklappmenus keine Angaben dazu, ob die angestrebte Klimaneutralitat allein durch

eine Reduktion der COZ-Emissionen oder auch tber COZ-Kompensationszertifikate erreicht wer-

den solle. Hinsichtlich der Einzelheiten wird auf Anlage K1 (dort BIl. 11-15) Bezug genommen.

Unter dem Reiter ,Nachhaltigkeit® war ferner ein Link zum ,Geschéaftsbericht Nachhaltigkeit 2023
(Anlage B4) der Beklagten. In diesem Geschéaftsbericht waren weitere Darstellungen der Plane
und MaRnahmen der Beklagten in Bezug auf ihre Nachhaltigkeitsziele enthalten, insbesondere
dass die Beklagte auch Grinstromzertifikate erwerben werde. Hinsichtlich der Einzelheiten wird

auf Anlage B4 Bezug genommen.

Die Informationen zu den Nachhaltigkeitszielen der Beklagten waren nicht direkt im Online-Shop
(www.adidas.de) der Beklagten enthalten. Allerdings war im Internetshop bei jedem Produkt stets
unter der Rubrik ,Uber uns“ am unteren Ende der Internetseite eine Verlinkung zur Internetseite
www.adidas-group.com vorgesehen; ein solcher Link bestand zudem im Onlineshop unter der
Rubrik ,Hilfe“ Gber den Unterpunkt ,Was tut adidas furr die Nachhaltigkeit®; eine direkte Verlinkung
zu den beanstandeten Aussagen unter dem Reiter ,Nachhaltigkeit® bestand jeweils nicht. Tat-
sachlich wurde die Verlinkung vom Onlineshop zur Internetseite www.adidas-group.com im Jahr

2024 maximal von 0,00007 % der Besucher des Onlineshops genutzt.

Die Geeignetheit der von der Beklagten vorgesehenen Malinahmen zur Erreichen ihrer Ziele zur
Reduktion der Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2025 und 2030 wurde der Beklagten durch
die Institution ,Science Based Targets Initiative bestéatigt. Nach deren Kriterien war der Erwerb

von Kompensationsmaflinahmen in gewissem Umfang zulassig.

Der Klager mahnte die Beklagte wegen der beanstandeten Aussage mit Schreiben vom
12.08.2024 ab (Anlage K2). Fur eine Abmahnung entstanden dem Klager durchschnittlich anteili-
ge Kosten fur Personal- und Sachkosten in Héhe von 280,78 €. Die Beklagte trat dieser Abmah-

nung mit Schreiben vom 19.08.2024 (Anlage K3) entgegen.
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Der Klager behauptet, dass die Informationen auf der Internetseite www.adidas-group.com an alle

Interessierten - und damit auch an Verbraucher - gerichtet ist.

Der Klager meint, dass es sich bei der beanstandeten Aussage um eine geschaftliche Handlung
handele. Die Aussage sei wettbewerbsrechtlich unzuldssig. Bei der Werbung mit Umweltschutz-
begriffen habe das werbende Unternehmen besondere Aufklarungspflichten, wie sie diese Ziele
zu erreichen gedenkt. Da die Beklagte dies nicht erldutert habe und insbesondere nicht klarge-
stellt habe, ob sie die Klimaneutralitat nur Gber eigene Emissionseinsparungen oder auch mittels
Kompensationsmalinahmen erreichen mochte, habe sie gegen diese Aufklarungspflichten ver-
stoRen. Die beanstandete Aussage sei daher irrefihrend i.S.d. § 5 UWG. Zugleich habe die Be-
klagte gegen die Informationspflichten gemaf § 5a Abs. 1 bis 3 UWG verstol3en.

Der Klager beantragt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, es bei Vermeidung eines vom Gericht fir jeden Fall
der Zuwiderhandlung festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 Euro,
ersatzweise Ordnungshaft, oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, letztere zu
vollziehen an den jeweils verantwortlichen Vorstandsvorsitzenden der Beklag-

ten, zu unterlassen, mit der Aussage

,»Bis zum Jahr 2050 werden wir klimaneutral sein: adidas verpflichtet sich zu
einer Reihe ehrgeiziger Ziele, die den Weg zu Klimaneutralitat entlang unserer

gesamten Wertschopfungskette 2050 ebnen werden.“,

zu werben, wenn dies wie folgt:



3 HK O 6524/24 - Seite 7 -

UNSERE ZIELE FUR 2025 UND DARUBER HINAUS

Wir haben sinen klaren Plan, mit klar definierten Zislen fur 2025 und daruber hinaus. Diese Ziels
fohussieren sich aul jene Themen, die am wesentlichsten fur unser Geschift und unsere

Anspruchsgruppen sind. Dazu zahlen

« Bis zum Jahr 2025 werden neun von rehn adidas Artikeln nachhaltig sein: Wir verschieben die
Grenzen unseres nachhaltigen Angebots immer weiter, damit die Konsument*innen aus sinem
einzigartigen und umlassenden Angebot wahlen konnen. Bis zum Jahr 2025 werden néun von zehn
adidas Artikeln nachhaltig sein. Nachhaltig sind fir uns Artikel, dee aufgrund der verwendeten
Materialien Umweltverteile gegeniuber herkdmmilichen Artikein haben, d.h. = in g¢rheblichem Male -
aus okologisch bevorzugten Materialien hergestellt sind

Bis zum Jahr 2050 werden wir klimaneutral sein: adicas verpfuchtet sich zu einer Reihe
ehrgeiziger Ziele, die den Weg zu Klimaneutralitat entlang unserer gesamien
Wertschoplungskettebis 2030 ebnen werden. Bis 2025 werden wir die Treibhausgasemissionen pro
Produkt um 13 % [im Vergleich zu 2017] senken, sowie Kliimaneutralitit IGHG] an unseren sigenen
Standorten erreichen. Wir werden aulerdem die absoluten Treibhausgasemissionen entlang
unserer gesamten Wertschapfungskette bis 2030 um 30 % [im Vergleich zu 2017] redusieren. Dabei
hilft uns das Vorantreiben von Umweltprogrammen entlang unserer Wertschopfungskette in enger
Zusammenarbeit mit unseren Zulleferern, der Einsatz innovativer Materialien und Technologien, die
vermehrte Nutzung erneuerbarer Energien sowie die Implementierung von
EnsrgiesffizienmaBnahmen

und in der Anlage K1, Blatt 9 dokumentiert geschieht.

2. Die Beklagte wird verurteilt, an den Klager 280,78 € nebst Zinsen in Hohe von 5

Prozentpunkten uiber dem Basiszinssatz seit Rechtshangigkeit zu zahlen.

Die Beklagte beantragt:

Die Klage wird abgewiesen.

Die Beklagte behauptet, dass die Internetseite www.adidas-group.com sich zumindest vorrangig

an Investoren richte.

Die Beklagte meint, dass es sich bei der beanstandeten Aussage um keine geschaftliche Hand-

lung im Sinne des UWG handele, da sich die Internetseite (vorrangig) an Investoren und nicht an
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Verbraucher richte. Sie meint ferner, dass die beanstandete Aussage nicht irrefuhrend sei und
keine wesentlichen Informationen vorenthalten wirden. Die Beklagte informiere Gber Malinahmen
und Plane bis zum Jahr 2025 und die Wirkungen dieser MalRnahmen wirden auch nach dem
Jahr 2025 fortwirken. Bei der Frage, ob die Beklagte die Malknahmen zur Erreichung der Klima-
neutralitdt im Jahr 2050 hinreichend dargestellt habe, seien auch die Angaben in den verlinkten
,Geschaftsbericht Nachhaltigkeit 2023“ zu bertcksichtigen. Jedenfalls durch diese Angaben habe
sie ausreichende Informationen zur Verfigung gestellt und klargestellt, wie sie die Klimaneutralitat

im Jahr 2050 erreichen wird.

Wegen des weiteren Parteivorbringens wird auf die gewechselten Schriftsatze und die tGbergebe-
nen Anlagen verwiesen. Termin zur mandlichen Verhandlung fand statt am 11.03.2025. Eine Be-

weisaufnahme fand nicht statt.

Entscheidungsgrinde

Die zuldssige Klage ist begrindet.

.  Unterlassungsanspruch

Dem Klager steht der geltend gemachte Unterlassungsanspruch gemaf § 8 Abs. 1 UWG

Zu.
1. Der Klager ist gemaf § 8 Abs. 3 Nr. 3 UWG aktivlegitimiert.
2. Die Beklagte ist gemaR § 8 Abs. 2 UWG passivlegitimiert.

3. Bei der beanstandeten Aussage auf der Internetseite www.adidas-group.com handelt sich
um eine geschaftliche Handlung i.S.d. § 2 Abs. 1 Nr. 2 UWG.

a) Gemal der Legaldefinition in § 2 Abs. 1 Nr. 2 UWG ist eine ,geschaftliche Handlung“ jedes

Verhalten einer Person zugunsten des eigenen oder eines fremden Unternehmens vor, bei
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oder nach einem Geschéaftsabschluss, das mit der Forderung des Absatzes oder des Be-
zugs von Waren oder Dienstleistungen oder mit dem Abschluss oder der Durchflihrung ei-

nes Vertrags Uber Waren oder Dienstleistungen unmittelbar und objektiv zusammenhangt.

Diese Legaldefinition ist, soweit Handlungen von Unternehmen gegenlber Verbrauchern be-
troffen sind und der Anwendungsbereich der UGP-RL er6ffnet ist, im Lichte der Definition der
Geschaftspraktiken in Art. 2 lit. d UGP-RL und der Beispielstatbestande der UGP-RL auszu-
legen (BGH GRUR 2015, 85 Rn. 22 - Bezugsquellen fir Bachbliten;
Koéhler/Feddersen/Kohler, UWG, 43. Aufl. 2025, § 2 Rn. 2.11)

Das Merkmal des objektiven Zusammenhangs ist funktional zu verstehen und setzt voraus,
dass die Handlung bei objektiver Betrachtung darauf gerichtet ist, durch Beeinflussung der
geschaftlichen Entscheidung der Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer den Absatz
oder Bezug von Waren oder Dienstleistungen des eigenen oder eines fremden Unterneh-
mens zu férdern (BGH MMR 2021, 892 Rn. 23 - Influencer lll). Dient die Handlung vorrangig
anderen Zielen als der Beeinflussung der geschaftlichen Entscheidung von Verbrauchern in
Bezug auf Produkte und wirkt sie sich lediglich reflexartig auf die Absatz- oder Bezugsforde-
rung aus, so stellt sie keine geschaftliche Handlung dar; weltanschauliche, wissenschaftli-
che, redaktionelle oder verbraucherpolitische AuRerungen von Unternehmen oder anderen
Personen, die nicht in funktionalem Zusammenhang mit der Absatz- oder Bezugsférderung
stehen, unterfallen demnach nicht dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (BGH
MMR 2021, 892 Rn. 24 - Influencer lll). Gleiches gilt in Bezug auf kommerzielle, fur Investo-
ren gedachte Mitteilungen, wie Jahresberichte und Unternehmensprospekte (vgl. Erwa-
gungsgrund 7 S. 2 der UGP-RL).

Fir das Merkmal des unmittelbaren und objektiven Zusammenhangs spielt es keine Rolle, ob
der Handelnde unmittelbar oder mittelbar auf die Entscheidung des Verbrauchers einwirkt;
ein ,unmittelbarer und objektiver* Zusammenhang der Handlung mit der Absatzférderung
kann daher auch bei einer bloRen Aufmerksamkeitswerbung oder Imagewerbung oder bei
anderen Malnahmen, die der Aufrechterhaltung des guten Rufs des Unternehmens oder
seiner Produkte dienen, bestehen (Kéhler/Feddersen/Kohler, aaO, § 2 Rn. 2.50, 2.53; vgl.
auch die Gesetzesbegrindung in BT-Ds 16/10 145 S. 21).

Es besteht keine Vermutung, dass die Handlung eines Unternehmers, die in den Bereich sei-
ner gewerblichen oder beruflichen Tatigkeit fallt, mit der Férderung des Absatzes des eige-

nen Unternehmens oder gar der Forderung des Absatzes eines fremden Unternehmens ob-
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b)

jektiv zusammenhangt. Die Frage, ob eine Handlung vorrangig der Forderung des eigenen
oder fremden Absatzes oder Bezugs von Waren oder Dienstleistungen oder aber anderen
Zielen dient, ist vielmehr auf Grund einer Wirdigung der gesamten Umstande des Einzelfalls
zu beurteilen (BGH MMR 2021, 892 Rn. 25 - Influencer lll).

Nach diesen MaRstaben stellt die beanstandete AuRerung der Beklagten auf der Internetseite
www.adidas-group.com hinsichtlich der behaupteten Klimaneutralitat der Beklagten im Jahr
2050 eine geschaftliche Handlung dar. Nach der gebotenen objektiven Betrachtung ist vorge-
nannte Internetseite an die Allgemeinheit gerichtet und die beanstandete AuRerung hat den
Zweck, die Beklagte bei der Allgemeinheit einschlief3lich bei Verbrauchern - als umweltbe-
wusstes Unternehmen darzustellen und hierdurch den Absatz eigener Produkte zu férdern.
Entgegen der Ansicht der Beklagten ist die Internetseite www.adidas-group.com und die be-
anstandete AuBerung hingegen nicht vorrangig an (potentielle) Investoren gerichtet. Dies er-

gibt sich aus einer Gesamtwurdigung folgender wesentlicher Umstande:

Vorgenannte Internetseite enthalt mehrere Reiter, bei deren Anklicken Informationen zu den
entsprechenden Themen angezeigt werden. Neben dem Reiter ,Nachhaltigkeit* sind die wei-
teren Reiter mit ,Uber uns®, People & Kultur®, ,Medien®, ,Investoren und ,Magazin“ bezeich-
net (vgl. Anlage K1). Bereits aus diesen Reitern ist unzweifelhaft, dass sich die Internetseite
nicht nur an Investoren, sondern z.B. auch an Medienvertreter richtet. Klickt man auf den
Reiter ,Nachhaltigkeit® ist zudem eine hervorgehobene Aufforderung enthalten, sich bei der
Beklagten zu bewerben (vgl. Anlage K1 S. 17, 18). Offenkundig richtet sich die Internetseite
daher auch an potentielle Arbeitnehmer. Die Internetseite ist zudem frei zuganglich und der
Name der Top-Level-Domain ,adidas-group® indiziert, dass dort allgemeine Informationen
Uber die Beklagte und deren Unternehmung zu finden sind. Bei der gebotenen Gesamtwdurdi-
gung stellt die Internetseite www.adidas-group.de daher keine ,Investor-Relations-Internetsei-
te“, sondern eine allgemeine Unternehmenshomepage dar, die an jedermann - und damit

auch an Verbraucher -, der sich Uber die Beklagte informieren will, gerichtet ist.

Dabei verkennt das Gericht nicht, dass die Beklagte neben der vorgenannten Internetseite
(zumindest) eine weitere Internetseite, welche als Onlineshop unzweifelhaft an Verbraucher
adressiert ist, betreibt. Dies schliefl3t jedoch nicht aus, dass andere Internetseiten der Beklag-

ten ebenfalls (auch) an Verbraucher gerichtet sind. So liegt der Fall hier: Wahrend der unter

www.adidas.de betriebene Onlineshop Verbrauchern als Einkaufsmaoglichkeit dient, soll die

Internetseite www.adidas-group.com eine Informationsmaoglichkeit hinsichtlich produktiiber-

greifender Themen erdffnen.
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b)

SchlieBlich sind Verbraucher nicht aus sonstigen Grunden als Adressaten der konkret ange-
griffenen AuRerung ausgenommen. Insbesondere richten sich diese AuRerungen nicht nur
an einen Teil der Adressaten der Internetseite (wie z.B. Investoren oder Medienvertreter),
sondern an alle. Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass die Informationen Uber die zukiinf-
tige Klimaneutralitat nicht unter dem Reiter ,Investoren® oder ,Medien® zu finden sind, son-

dern unter einem eigenen themenbezogenen (und nicht adressatenbezogenen) Reiter.

Die angegriffene Werbeaussage ist gemall § 3 Abs. 1i.V.m. § 5 Abs. 1 UWG unlauter, da
der unzutreffende Eindruck erweckt wird, dass die Beklagte im Jahr 2050 allein durch eigene

Emissionseinsparungen klimaneutral sein wird.

Nach § 5 Abs. 1 UWG handelt unlauter, wer eine irreflihrende geschaftliche Handlung vor-
nimmt, die geeignet ist, den Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer zu einer geschaftli-
chen Entscheidung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hatte. Eine geschattli-
che Handlung ist gem. § 5 Abs. 2 UWG irrefihrend, wenn sie unwahre Angaben (Fall 1) oder
sonstige zur Tauschung geeignete Angaben Uber sodann aufgefiihrte Umstande enthalt (Fall
2). Zu diesen Umstanden zahlen gemall § 5 Abs. 2 Nr. 1 UWG solche Uber wesentliche
Merkmale einer Ware wie das Verfahren der Herstellung und die betriebliche Herkunft und die
wesentlichen Bestandteile sowie gemal § 5 Abs. 2 Nr. 3 UWG solche Uber die Person, Ei-

genschaften oder Rechte des Unternehmers.

Eine Irrefuhrung liegt vor, wenn das Verstandnis, das eine Angabe bei den Verkehrskreisen
erweckt, an die sie sich richtet, mit den tatsachlichen Verhaltnissen nicht Ubereinstimmt. Da-
bei kommt es darauf an, welchen Gesamteindruck die geschéaftliche Handlung bei den ange-
sprochenen Verkehrskreisen hervorruft (BGH GRUR 2022, 241 Rn 15 — Kopplungsangebot
Il BGH GRUR 2023, 1710 Rn. 22 - Eigenlaborgewinn).

Mit der angegriffenen AuRerung hat die Beklagte eine Angabe Uber einen Umstand i.S.d. § 5
Abs. 2 UWG getatigt. Dabei kann es dahinstehen, ob die Angabe in dem Sinne zu verstehen
ist, dass das Unternehmen der Beklagten insgesamt im Jahr 2050 klimaneutral sein wird
oder ob sich die Aussage auf samtliche der von der Beklagten angebotenen Produkte be-
zieht. Denn im ersten Fall handelt es sich um einen Umstand i.S.d. § 5 Abs. 2 Nr. 3 UWG
und im zweiten Fall um einen Umstand i.S.d. § 5 Abs. 2 Nr. 1 UWG. Dass es sich um eine

zukunftsbezogene Aussage handelt, andert daran nichts.

Die Angabe, dass die Beklagte (oder deren Produkte) bis zum Jahr 2050 klimaneutral sein

werden, weckt bei den angesprochenen Verkehrskreisen den unrichtigen Eindruck hervor,



3 HK O 6524/24 - Seite 12 -

dass die Beklagte dieses Ziel allein mit Emissionseinsparungen erreichen und keine

CO2-KompensationsmaBnahmen (z.B. den Erwerb von COZ-Zertifikaten) einsetzen wird.

aa) Bei der Bestimmung des Inhalts einer Werbeaussage ist das Verstandnis der angesproche-
nen Verkehrskreise, an die sich die Werbung richtet, ma3geblich (BGH GRUR 2020, 122 Rn.
14 - LTE-Geschwindigkeit). Mal3geblich ist dabei, wie ein durchschnittlich informierter und
verstandiger Werbeadressat bei einer der Situation angemessenen Aufmerksamkeit die
Werbeaussage versteht (BGH GRUR 2021, 513 Rn. 11 - Sinupret; BGH GRUR 2024, 1122
Rn. 22 - klimaneutral). Dies ist von den jeweiligen Umstanden der Wahrnehmung und von
der Bedeutung abhangig, die die beworbene Ware oder Dienstleistung fir ihn hat. Aus die-
sen auf die Wahrnehmungssituation und den Gegenstand der Werbung bezogenen Kriterien
ergibt sich, welche Anforderungen das lIrrefihrungsverbot an die Richtigkeit, Eindeutigkeit
und Klarheit einer Werbeaussage stellt (BGH GRUR 2024, 1122 Rn. 22 - klimaneutral).

Fir eine Irrefihrung im Sinne des § 5 Abs. 1 UWG genugt es, dass ein erheblicher Teil des
angesprochenen Verkehrskreises die Werbeaussage in dem unwahren Sinne versteht (BGH

GRUR 2012, 1053 Rn. 19f - Marktfuhrer Sport).

bb) Nach der Rechtsprechung des BGH gelten fiir die Werbung mit Umweltschutzbegriffen und
-zeichen strenge Anforderungen an die Richtigkeit, Eindeutigkeit und Klarheit der Werbeaus-
sage. Insbesondere auf Grund der grof’en Bedeutung der Umweltfreundlichkeit fiir die ge-
schaftlichen Entscheidungen des Verbrauchers sowie der Unklarheit der verwandten Begriffe
besteht bei der Werbung mit Umweltschutzbegriffen eine erhdhte Irrefihrungsgefahr und ein
erhohtes Aufklarungsbedurfnis des Verbrauchers. An die zur Vermeidung einer Irrefihrung
erforderlichen aufklarenden Hinweise sind daher grundsatzlich strenge Anforderungen zu
stellen, die sich im Einzelfall nach der Art des Produkts und dem Grad und AusmaR seiner
,JUmweltfreundlichkeit“ bestimmen. Fehlen die danach gebotenen aufklarenden Hinweise in
der Werbung oder sind sie nicht deutlich sichtbar herausgestellt, besteht in besonders ho-
hem Malle die Gefahr, dass bei den angesprochenen Verkehrskreisen irrige Vorstellungen
uber die Beschaffenheit der angebotenen Ware hervorgerufen werden und sie dadurch in ih-
rer Kaufentscheidung beeinflusst werden (BGH GRUR 2024, 1122 Rn. 24 ff. - klimaneutral

m.w.N.)

Hinsichtlich des Begriffs ,klimaneutral® ist zu berlcksichtigen, dass dieser regelmafig ver-
schiedene Bedeutung haben kann. Er umfasst (zumindest) sowohl die Vermeidung von

CO2-Emissionen als auch die Kompensation von COZ-Emissionen durch andere Mal3nah-
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men (z.B. den Erwerb von Umweltzertifikaten) (vgl. BGH GRUR 2024, 1122 Rn. 28 - klima-
neutral). Diese MalRnahmen sind nicht gleichrangig fur das Erreichen von Klimaneutralitat,

sondern die Vermeidung von CO.-Emissionen geblhrt im Vergleich zur CO,-Kompensation

der Vorrang (BGH GRUR 2024, 1122 Rn. 29, 33 - klimaneutral) und ist insofern nach dem

Verstandnis der Verbraucher héherwertig.

cc) Die beanstandete Aussage ist (auch) an Verbraucher gerichtet (s.0.), sodass zur Bestim-
mung des Inhalts das Verstandnis eines durchschnittlich informierten, aufmerksamen und

verstandigen Verbrauchers mal3geblich ist.

dd) Nach vorgenannten Kriterien versteht ein erheblicher Teil der Verbraucher die beanstandete
Aussage in dem Sinne, dass die Beklagte die Klimaneutralitat bis zum Jahr 2050 allein durch

Emissionsreduzierungen ohne Einsatz von COZ-Kompensationsmaf&nahmen erreichen

wird.

(1) Der Begriff ,klimaneutral“ ist mehrdeutig und kann in dem Sinne verstanden werden, dass die
Klimaneutralitdat durch Vermeidung eigener Emissionen erreicht wird (s.o.). Auf Grund der
Umweltschutzbezogenheit des Begriffs ,klimaneutral hat der Verbraucher ein gesteigertes
Aufklarungsbedurfnis Gber Bedeutung und Inhalt dieses Begriffs und es sind an die zur Ver-
meidung einer Irrefuhrung erforderlichen aufklarenden Hinweise strenge Anforderungen zu
stellen (s.0.). Die Beklagte hat in der angegriffenen AuRerung nicht unmittelbar klargestellt,

dass sie die Klimaneutralitat auch mittels CO,-Kompensationsmanahmen, d.h. insbeson-

dere dem Erwerb von Grunstromzertifikaten erreichen will. Deswegen hat sie den strengen
Anforderungen an die Aufklarungspflicht nicht hinreichend Rechnung getragen und die Wer-

beaussage ist in dem vorgenannten Sinne zu verstehen.

(2) Eine andere Beurteilung ist nicht auf Grund der Informationen in den Ausklappmends, die in
unmittelbarer raumlichen Nahe zu der beanstandeten AuRerung vorgehalten werden, veran-

lasst.

Die Beklagte hat in diesen Ausklappmenus keine ausdrucklichen Angaben dazu gemacht, ob

sie CO2-Kompensationsmalinahmen einsetzen wird.

Im Ubrigen lassen die in den Ausklappmenis vorgehaltenen Informationen auch nicht den
Schluss zu, dass die Beklagte zur Erreichen der Klimaneutralitat im Jahr 2050 keine Kom-

pensationsmalnahmen einsetzen wird. Zwar werden in dem Ausklappmeni einzelne Maf3-
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nahmen und Teilziele zur Emissionsreduzierung fur den Zeitraum bis zum Jahr 2025 und
teilweise 2030 genannt. Es ist aber flir einen verstandigen Verbraucher nicht mit hinreichen-
der Deutlichkeit ersichtlich, dass diese Ziele und Malinahmen ausreichen wirden, um eine
Klimaneutralitdt zu erreichen. Vielmehr erweckt der Umstand, dass die Beklagte das Ziel der
Klimaneutralitat ,erst fur das Jahr 2050 auslobt, den Eindruck, dass diese Klimaneutralitat
weder im Jahr 2025 noch im Jahr 2030 erreicht sein wird. Da die Beklagte flr den Zeitraum
zwischen den Jahren 2030 und 2050 keine weiteren Mallnahmen oder Teilziele benennt,
kommt es somit nicht auf den Umstand an, dass die bis zum Jahr 2025 ergriffenen Maflinah-
men spater fortwirken, sodass diese Auswirkungen dieser Ma3nahmen einen positiven -

wenn gleich nicht allein ausreichenden - Effekt fur das Erreichen von Klimaneutralitat haben.

(3) Ferner ist eine andere Beurteilung nicht durch die im ,Geschéaftsbericht Nachhaltigkeit 2023*

vorgehaltenen Informationen veranlasst.

Dabei kann dahinstehen, ob in diesem Geschaftsbericht eine Aufklarung mit hinreichender
Deutlichkeit enthalten ist. Die Angaben in diesem Geschaftsbericht sind namlich nicht zu be-
rucksichtigen. Auf Grund der vorgenannten strengen Anforderungen an die Richtigkeit, Ein-
deutigkeit und Klarheit, ist es regelmaRig zur Vermeidung einer Irrefihrung erforderlich, dass
bereits in der Werbung selbst eindeutig und klar erlautert wird, welche konkrete Bedeutung
des mehrdeutigen Begriffs mafgeblich ist; aulterhalb der Werbung erfolgende, vom Verbrau-
cher erst durch eigene Tatigkeit zu ermittelnde aufklarende Hinweise, sind hingegen nicht
ausreichend. (BGH GRUR 2024, 1122 Rn. 29, 36 - klimaneutral).

Dem steht die Regelung des § 5a Abs. 3 Nr. 1 UWG nicht entgegen. Diese Regelung, nach
der bei der Prifung der Informationspflichtverletzung raumliche Beschrankungen des vom
Werbenden gewahlten Kommunikationsmittels zu berucksichtigen sind, ist fur die Prufung
der Irrefihrung gem. § 5 Abs. 1 UWG ohne Bedeutung (BGH GRUR 2024, 1122 - 36 - klima-
neutral). Uberdies ist weder vorgebracht noch ersichtlich, dass es aus rdumlichen Griinden
nicht maéglich war, in der streitgegenstandlichen AuRerung klar und deutlich zum Ausdruck
zu bringen, ob die Emissionsreduzierung bis zum Jahr 2050 zu einem gewissen Prozent-
satz durch Kompensationsmaflinahmen (und nicht durch Emissionsvermeidung) erreicht

wird.

(4) Die Bestimmung des Inhalts der Werbeaussage kann das Gericht selbst feststellen, da der

zur Entscheidung berufene Vorsitzende zu dem angesprochenen Verkehrskreis gehort.

ee) Die beanstandete AuBerung entspricht nicht den Tatsachen, weil die Beklagte zur Erreichung
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von Klimaneutralitat im Jahr 2050 unstreitig zu einem gewissen Grad Kompensationsmaf3-
nahmen (in Form des Erwerbs von Grinstromzertifikaten) einsetzen will und daher selbst

nicht ohne COZ-Emissionen auskommen wird.

Die beanstandete AuRerung ist geeignet, den Verbraucher zu einer geschéftlichen Entschei-
dung zu veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hatte, und hat daher wettbewerbliche
Relevanz. Denn der Klimaschutz ist fir Verbraucher ein zunehmend wichtiges, nicht nur die
Nachrichten, sondern auch den Alltag bestimmendes Thema und die Bewerbung eines Un-
ternehmens oder seiner Produkte mit einer vermeintlichen Klimaneutralitat kann daher erheb-
liche Bedeutung fur die Kaufentscheidung haben (vgl. BGH GRUR 2024, 1122 Rn. 43 - kli-
maneutral). Dies gilt gleichfalls fur die behauptete Klimaneutralitat in der Zukunft, da bereits
durch eine solche Absichtserklarung oder Zusage das Verantwortungsbewusstsein des Un-

ternehmens fir die Umwelt oder das Klima herausgestellt wird.

Auf Grund der Unlauterkeit der beanstandeten AuRerung unter dem Gesichtspunkt der Irre-
fihrung Uber den Umstand, ob die Beklagte die Klimaneutralitat allein durch Reduzierung der

COz-Emissionen erreichen wird, kann dahinstehen, ob die AuRerung auch auf Grund ande-

rer Erwagungen unlauter ware. Insbesondere kommt es daher nicht darauf an, ob die Be-
klagte durch die mangelnde Darlegung der beabsichtigten Einzelma3nahmen zur Vermei-

dung von COz-Emissionen i.S.d. § 5 Abs. 1 UWG irregefuhrt oder wesentliche Informationen

i.S.d. § 5a Abs. 1 - 3 UWG vorenthalten hat.

Die gemal § 8 Abs. 1 S. 1 UWG erforderliche Wiederholungsgefahr besteht. Die durch die

AuRerung begriindete Vermutung der Wiederholungsgefahr wurde nicht widerlegt.

Nebenanspriiche

Dem Klager steht ein Anspruch Erstattung der Abmahnkosten in Hohe von 280,78 € geman
§ 13 Abs. 3 UWG zu. Die auf die Abmahnung entfallenden anteiligen und daher erforderli-
chen und zu erstattenden Personal- und Sachkosten (vgl. Kohler/Feddersen/Bornkamm/

Feddersen, aa0, § 13 Rn. 132) betrugen unstreitig 280,78 €.

Der geltend gemachte Zinsanspruch besteht gemaf §§ 291, 288 Abs. 1 BGB.
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lll. Nebenentscheidungen

1. Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 ZPO.

2. Der Ausspruch zur vorlaufigen Vollstreckbarkeit ergibt sich aus § 709 ZPO.

3. Der Streitwert wurde gemal § 51 Abs. 2 S. 1 GKG i.V.m. § 3 ZPO festgesetzt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zulas-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro Ubersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat.

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem

Oberlandesgericht Nirnberg
Farther Str. 110
90429 Nurnberg

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollstandigen Entscheidung, spatestens mit Ablauf von fiinf Monaten
nach der Verkiindung der Entscheidung.

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwaltin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklarung enthalten, dass
Berufung eingelegt werde.

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begriindet werden. Auch diese Frist beginnt
mit der Zustellung der vollstandigen Entscheidung.

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden,
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro Ubersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas-
sen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Landgericht Nirnberg-Frth
Farther Str. 110
90429 Nurnberg

einzulegen.

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert spater als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit-
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss



3 HK O 6524/24 - Seite 17 -

mit dem vierten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklarung zu Protokoll der Geschéaftsstelle des genann-
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschéftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklart werden; die Frist
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt-
liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe kénnen auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genlgt
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwaltin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behdrde oder durch eine juris-
tische Person des offentlichen Rechts einschliel3lich der von ihr zur Erflllung ihrer 6ffentlichen Aufgaben ge-
bildeten Zusammenschlisse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei
denn, dass dies aus technischen Griinden voriibergehend nicht méglich ist. In diesem Fall bleibt die Uber-
mittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulassig, wobei die voribergehende Unmdglichkeit bei der Er-
satzeinreichung oder unverzlglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische
Dokument nachzureichen.

Elektronische Dokumente missen
- mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder
- von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Ubermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen ist, darf wie folgt Ubermittelt werden:
- auf einem sicheren Ubermittlungsweg oder
- an das fir den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal-
tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Ubermittiungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die
Verordnung Uber die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und Uber das be-
sondere elektronische Behordenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) in der jeweils
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www justiz.de verwiesen,

gez.

Vorsitzender Richter am Landgericht

Verkiindet am 25.03.2025

gez.
Schmidt, JAng
Urkundsbeamtin der Geschaftsstelle
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Flr die Richtigkeit der Abschrift
Nurnberg, 25.03.2025

Schmidt, JAng
Urkundsbeamtin der Geschéftsstelle




		Schmidt, Landgericht Nürnberg-Fürth
	2025-03-25T09:46:29+0100
	Schmidt, Landgericht Nürnberg-Fürth




